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Inhalt: Geſetz, betreffend Anderung von Vorſchriften über das Konſolidationsverfahren und die Berichtigung 
des Grundbuchs während desſelben im Regierungsbezirke Wiesbaden, S. 191. — Geſetz, betreffend 
Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren in der Provinz Brandenburg und im Havel— 
gebiete der Provinz Sachſen, S. 197 


(Nr. 10538.) Geſetz, betreffend Anderung von Vorſchriften über das Konſolidationsverfahren 
und die Berichtigung des Grundbuchs während desſelben im Regierungs— 
bezirke Wiesbaden. Vom 4. Auguſt 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie für den 
Regierungsbezirk Wiesbaden mit Ausnahme des Kreiſes Biedenkopf und der durch 
die Kreisordnung vom 7. Juni 1885 Geſetz-Samml. S. 193) mit dem Ne 
gierungsbezirke Wiesbaden vereinigten Gemeinden, auch der in die Stadt Frank— 
furt am Main eingemeindeten Bezirke von Bockenheim und Seckbach, was folgt: 


ge: 

Die Grundſtücksfläche, welche die Antragſteller gemäß $ 2 der Königlichen 
Verordnung vom 2. September 1867 (Geſetz-Samml. S. 1462) beſitzen müſſen, 
wird nach dem Grundſteuerkataſter berechnet. E 

$ 2. 

In den Konſolidationsvorſtand ($ 4 des Geſetzes vom 21. März 1887, 
Geſetz-Samml. S. 61) hat die Gemeindeverſammlung (Gemeindevertretung) oder 
die Stadtverordnetenverſammlung das weitere Mitglied anſtatt aus den Mit- 
gliedern des Feldgerichts aus denjenigen des Ortsgerichts, ſofern aber die Gemeinde 
in die Bezirke der Ortsgerichte nicht einbezogen iſt, aus den Mitgliedern der 
Gemeinde zu wählen. 83 f 


Das Konſolidationsverfahren kann nach dem Ermeſſen der Generalkom⸗ 
miſſion in einem Geſamtplan oder in Teilplänen durchgeführt werden. 
Geſetz⸗Samml. 1904. (Nr. 1053810539.) 42 
Ausgegeben zu Berlin den 18. Auguſt 1904. 
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§ 4. 

Sobald die im Konſolidationsplane verzeichneten Abfindungsſtücke örtlich 
abgeſteckt ſind, werden ſie den Beteiligten an Ort und Stelle vorgezeigt. 

Zur Vorbereitung deſſen werden ihnen auszugsweiſe gefertigte Abſchriften 
des Planes erteilt, aus denen erſichtlich iſt, welche Abfindungsſtücke nach Fläche, 
Klaſſen und Wert jeder Beteiligte erhalten ſoll und wie ſich die Geſamtabfindung 
eines jeden zu der Summe der von ihm eingeworfenen Grundſtücke verhält. Zu- 
gleich wird Abſchrift des allgemeinen Teiles des Konſolidationsplans und der von 
dem Kommiſſar mit dem Konſolidationsvorſtande vereinbarten Beſtimmungen 
über Zeit und Art der Ausführung des Planes bei dem Bürgermeiſter zur 
Einſicht für jedermann ausgelegt. 


G N 

Nach erfolgter Vorzeigung der Abfindungsſtücke werden die Beteiligten von 
dem Kommiſſar zur Verhandlung über den Konſolidationsplan und die Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen geladen (Planvorlegungstermin). Zwiſchen der Zuſtellung 
der Ladung und dem Termine muß eine Friſt von mindeſtens einer Woche liegen. 
Auf die Friſt kann verzichtet werden. Als Verzicht gilt es, wenn der Beteiligte 
im Termin erſcheint und den Mangel nicht rügt. Die Ladung geſchieht mit dem 
Hinweiſe, daß gegen die Ausbleibenden und diejenigen, welche im Termine keine 
Einwendungen vorbringen, angenommen werde, ſie ſeien mit dem Plane und 
den Beſtimmungen über ſeine Ausführung einverſtanden. 

In dem Termine ſoll die gütliche Erledigung erhobener Einwendungen 
verſucht werden. Soweit ſolche gelingt, iſt darüber ein Protokoll aufzunehmen. 
Streitpunkte ſind in einem Protokoll oder in Anlagen zu dieſem ſo vollſtändig 
darzuſtellen, daß über den Gegenſtand des Streites und den Umfang des er— 
hobenen Anſpruchs kein Zweifel beſteht. 

Über die Streitigkeiten entſcheidet der Kommiſſar nach Anhörung der Be— 
teiligten und des Konſolidationsvorſtandes. Die Entſcheidung iſt zuzuſtellen. 

Gegen die Entſcheidung findet der Rekurs und gegen die Entſcheidung der 
Generalkommiſſion der weitere Rekurs an das Ober-Landeskulturgericht gemäß 
$ 24 des Geſetzes vom 21. März 1887 Geſetz-Samml. S. 61) ſtatt. 


§ 6. 

Der Konſolidationsplan mit ſeinen Ausführungsbeſtimmungen iſt durch 
Beſchluß für vollſtreckbar zu erklären, wenn die Vorſchriften der §8 4 „5 über 
das Verfahren beobachtet ſind und Streitigkeiten über den Plan und feine Aus⸗ 
führung nicht beſtehen oder ſämtlich durch rechtskräftige Entſcheidung erledigt ſind. 
Der Konſolidationsplan kann für vollſtreckbar erklärt werden, wenn der Kommiſſar 
über alle Streitigkeiten entſchieden hat und die erhobenen Rekurſe ausſichtslos oder 
von untergeordneter Bedeutung erſcheinen oder wenn aus längerem Aufſchub ein 
erheblicher Nachteil für die übrigen Beteiligten zu beſorgen iſt. 
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Der Beſchluß, durch den die Vollſtreckbarkeit erklärt oder ein darauf ge⸗ 
richteter Antrag zurückgewieſen wird, iſt durch Anſchlag an der Gemeindetafel 
und im amtlichen Kreisblatte bekannt zu machen und dem Konſolidationsvorſtande 
zuzuſtellen. N 
Einem jeden Beteiligten ſowie dem Konſolidationsvorſtande ſteht gegen den 
Beſchluß binnen einer Friſt von zwei Wochen die Beſchwerde an die General— 
kommiſſion zu. Die Beſchwerde iſt bei dem Kommiſſar einzulegen. Sie hat 
aufſchiebende Wirkung, es ſei denn, daß der Plan gemäß Abſ. 1 für vollſtreckbar 
erklärt iſt, weil aus längerem Aufſchub ein erheblicher Nachteil für die übrigen 
Beteiligten zu beſorgen iſt. Die Friſt beginnt mit dem Tage des Anſchlags, 
für den Fall, daß die Zuſtellung an den Konſolidationsvorſtand ſpäter erfolgt, 
mit dem Tage der Zuſtellung. Gegen die Entſcheidung der Generalkommiſſion 
findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 

Iſt die Vollſtreckbarkeitserklärung abgelehnt worden, jo iſt, ſobald ſpäter 
die im Abſ.! bezeichneten Vorausſetzungen eintreten, von neuem über die Voll— 
ſtreckbarkeitserklärung Beſchluß zu faſſen. 

Der Tag, an dem die Vollſtreckbarkeitserklärung rechtskräftig geworden iſt, 
wird in den Plan eingetragen und durch Anſchlag an der Gemeindetafel bekannt 
gemacht. 


§7. 

Mit der Rechtskraft der Vollſtreckbarkeitserklärung wird die Gemeinde oder 
der ſonſtige im Konſolidationsplane bezeichnete Empfänger Eigentümer der neuen 
Wege, Gräben und anderen gemeinſchaftlichen Anlagen. Die ausgewieſenen Ab- 
findungen treten ſowohl in Anſehung des Eigentums als der übrigen rechtlichen 
Beziehungen an die Stelle der von jedem Beteiligten eingeworfenen Grundſtücke 
und Berechtigungen nach Maßgabe der in den $$ 21 bis 23, 30 der Gemein— 
heitsteilungsordnung vom 5. April 1869 (Geſetz-Samml. S. 526) enthaltenen 
Vorſchriften. 

Gleichzeitig gelangen die im Plane feſtgeſtellten Grunddienſtbarkeiten, Real⸗ 
laſten und Eigentumsbeſchränkungen zur Entſtehung. 


§8. 

Nachdem der Konſolidationsplan rechtskräftig für vollſtreckbar erklärt iſt, 
kann die Berichtigung des Grundbuchs ſchon vor der Fortſchreibung des Grund⸗ 
ſteuerkataſters auf Grund des Konſolidationsplans erfolgen, der bis zur Beendi⸗ 
gung dieſer Fortſchreibung als amtliches Verzeichnis der Grundſtücke im Sinne 
des F 2 Abſ. 2 der Grundbuchordnung vom 24. März 1897 (Reichs-Geſetzbl. 
S. 139) dient. N N 

Die Generalkommiſſion hat die Berichtigung des Grundbuchs in den ge 
eigneten Fällen von Amts wegen herbeizuführen. Zu dem Behuf erſucht ſie das 
Grundbuchamt, die eintragungsfähigen Rechtsänderungen, die nach den Be 
ſtimmungen des Konſolidationsplans und dieſes Geſetzes eingetreten ſind, in das 
Grundbuch zu übernehmen. 127 


191. 


Dem Erſuchen ift außer der Beſcheinigung, daß der Konſolidationsplan 
rechtskräftig für vollſtreckbar erklärt iſt, ein beglaubigter Auszug aus dem Kon- 
e beizufügen, der enthalten muß: 

dein Verzeichnis der ſämtlichen Abfindungsſtücke ; 

2 die Bezeichnung der für die einzelnen Grundſtücke zu den Konſolidations⸗ 
akten en Eigentümer oder mit einem erblichen Nutzungsrechte 
verſehenen Beſitzer; 

3. die Bezeichnung der von jedem Beteiligten eingeworfenen Grundſtücke 
und Berech tigungen ſowie der an deren Stelle getretenen Grundſtücke, 
ferner die Angaben, die erforderlich ſind, um bei den in der zweiten 
an dritten Abteilung des Grundbuchs eingetragenen Rechten und 

Verfügungsbeſchränkungen die Abfindungsſtücke zu vermerken, auf 
denen fortan die Rechte und Verfügungsbeſchränkungen haften; 

4. die Bezeichnung der neu einzutragenden Grunddienſtbarkeiten und Neal- 
laften ſowie der zu löſchenden Rechte. 

Dem Erſuchen entſprechend hat das Grundbuchamt das Grundbuch zu 
berichtigen; zugleich iſt von Amts wegen bei ſämtlichen auf Grund des Erſuchens 
neu eingetragenen Grundſtücken zu vermerken, daß das Konſolidationsverfahren 
noch nicht beendet iſt (Konſolidationsvermerk). 

Solange die Generalkommiſſion nicht von Amts wegen die Berichtigung 
des Grundbuchs herbeigeführt hat, kann jeder Beteiligte verlangen, daß ſie bezüglich 
der ihm zugewieſenen Grundſtücke die Grundbuchberichtigung veranlaſſe. In dieſem 


Falle ſind dem Erſuchen der Generalkommiſſion nur diejenigen Nachweiſe beizufügen, 


welche ſich auf die von dem Antragſteller oder deſſen Rechtsvorgängern einge: 
worfenen Grundſtücke und die an deren Stelle zugewieſenen Abfindungsſtücke beziehen. 

Die näheren Vorſchriften über die dem Grundbuchamte vorzulegenden 
Nachweiſe werden von dem Finanzminiſter, dem Juſtizminiſter und dem Miniſter 
für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten erlaſſen. 


” 

Die Generalkommiſſion kann, auch nachdem der Konſolidationsplan für 
vollſtreckbar erklärt iſt, diejenigen Anderungen der gemeinſchaftlichen Anlagen, 
insbeſondere des Wege- und Gräbennetzes, ſowie diejenigen Ergänzungen und 
Anderungen des Konſolidationsplans in bezug auf Grunddienſtbarkeiten und 
Eigentumsbeſchränkungen vornehmen, welche durch die Rückſicht auf überwiegende 
wirtſchaftliche Intereſſen geboten ſind. Auf das Verfahren finden die Vorſchriften 
der §§ 5, 6 entſprechende Anwendung. 

Auch bleibt die Generalkommiſſion befugt, Irrtümer des Konſolidations⸗ 
plans, insbeſondere ſolche in den geometriſchen Arbeiten, zu berichtigen. 


§ 10. 
Soweit eine Anderung des Konſolidationsplans im Rekursverfahren erfolgt, 
ändert ſich mit dem Tage der Rechtskraft der abändernden Entſcheidung auch die 
Vollſtreckbarkeitserklärung ($ 6). 


ö 
{ 
: 
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Sala 4 
Die in den §§ 9 und 10 bezeichneten Berichtigungen und Anderungen 
(Plannachträge) werden nach den Vorſchriften des § 8 in das Grundbuch über- 
nommen. 


g $ 12. 

Nach der Ausführung des Konſolidationsplans beſtimmt der Kommiſſar 
einen Termin zur Schlußverhandlung. 

Die Ladung der Beteiligten geſchieht mit dem Hinweiſe, daß gegen die 
Ausbleibenden und diejenigen, welche im Termine keine widerſprechende Erklärung 
abgeben, angenommen werde, ſie erkennen die planmäßige Ausführung der Sache 
an. Werden im Termin Einwendungen erhoben, ſo finden die Vorſchriften des 
$5 Abſ. 2 und 3 Anwendung. 

Gegen die Entſcheidung des Kommiſſars ſteht jedem Beteiligten binnen 
einer Friſt von zwei Wochen die Beſchwerde an die Generalkommiſſion zu. Die 
Beſchwerde iſt bei dem Kommiſſar einzulegen. Gegen die Entſcheidung der General— 
kommiſſion findet ein Rechtsmittel nicht ſtatt. 

Mit der Schlußverhandlung und, wenn Einwendungen erhoben ſind, mit 
deren rechtskräftiger Erledigung und der etwa erforderlichen Grundbuchberichtigung 
gilt das Konſolidationsverfahren als beendet. Die Generalkommiſſion erſucht 
das Grundbuchamt um Löſchung des Konſolidationsvermerkes. 


§ 13. 

Im Konſolidationsverfahren ſtehen dem Kommiſſar zur Ausführung des 
Planes und ſeiner Nachträge die nach H 132, § 133 Abf. 3 des Geſetzes über 
die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz-Samml. S. 195) 
den Landräten beigelegten Befugniſſe zu, um eine Handlung oder Unterlaſſung 
eines Beteiligten zu erzwingen. Er darf ſich hierzu der Gerichtsvollzieher und 
Vollſtreckungsbeamten der ordentlichen Verwaltungsbehörden bedienen. 

Eine Haftſtrafe iſt auf Erſuchen des Kommiſſars auf Grund einer von 
ihm mit der Beſcheinigung der Vollſtreckbarkeit verſehenen beglaubigten Abſchrift 
der Straffeſtſetzung von dem für die Rechtshilfe zuftändigen Amtsgerichte zu voll⸗ 
ſtrecken. 

§ 14. 

Gegen die Androhung, Feſtſetzung und Ausführung eines Zwangsmittels 
findet binnen einer Friſt von zwei Wochen ſeit der Bekanntmachung die Be⸗ 
ſchwerde an die Generalkommiſſion und gegen deren Entſcheidung innerhalb einer 
gleichen Friſt die weitere Beſchwerde an das Ober-Landeskulturgericht ſtatt. Die 
Beſchwerde und die weitere Beſchwerde ſind bei dem Kommiſſar einzulegen. 


§ 15. 5 

Nebenkoſten des Konſolidationsverfahrens ($ 28 des Geſetzes vom 21. März 
1887, Geſetz-Samml. S. 61) ſowie die zur Ausgleichung unter den Beteiligten 
zu entrichtenden Geldentſchädigungen unterliegen der Beitreibung im Verwaltungs⸗ 


== 1967. —= 


zwangsverfahren in gleicher Weiſe wie die im $ 1 Nr. 5 der Verordnung vom 
22. September 1867 (Geſetz-Samml. S. 1553) bezeichneten Koſten und Ent 
ſchädigungen. 


$ 16. 

Auf eine im Konſolidationsverfahren gewährte Kapitalabfindung finden die 
Vorſchriften der §§ 5, 6, 7 und des § 8 Abſ. 3 des Geſetzes, betreffend die Er- 
leichterung der Abveräußerung einzelner Teile von Grundſtücken in der Provinz 
Hannover vom 25. März 1889 (Geſetz-Samml. S. 65) entſprechende Anwendung. 

Erachtet die Generalkommiſſion eine Sicherſtellung der Kapitalabfindung 
für erforderlich, fo erſucht fie das Grundbuchamt um Eintragung einer Sicherungs— 
hypothek (§ 21 Abſ. 4 der Gemeinheitsteilungsordnung vom 5. April 1869, 
Geſetz-Samml. S. 526); die Hypothek entſteht mit der Eintragung. 

Zur Eintragung bedarf es nicht der Angabe eines beſtimmten Berechtigten 
und zur Löſchung nicht der Zuſtimmung des Eigentümers. 

Der Schuldner einer Kapitalabfindung iſt berechtigt und auf Verlangen 
der Generalkommiſſion verpflichtet, den geſchuldeten Betrag zu deren Verfügung 
zu hinterlegen. 

Iſt eine Kapitalabfindung für ein mit Reallaſten, Hypotheken, Grund— 
oder Rentenſchulden belaſtetes Grundſtück gewährt und kommt ein mitbelaſtetes 
Grundſtück zur Zwangsverſteigerung, ſo kann die Verteilung der Abfindung in 
dem bei der Zwangsverſteigerung ftattfindenden Verteilungsverfahren vorgenommen 
werden. 

§ 17. 

Dieſes Geſetz findet Anwendung auf die Konſolidation derjenigen Ge⸗ 
markungen oder Gemarkungsabteilungen, für deren Bezirke das Grundbuch als 
angelegt anzuſehen iſt (Artikel 3, 4, 14 der Verordnung vom 13. November 1899, 
Geſetz-Samml. S. 519, Artikel 38 der Verordnung vom 11. Dezember 1899, 
Geſetz⸗Samml. S. 595). 

Die §§ 13 bis 15 finden auch auf diejenigen Konſolidationen Anwendung, 
welche eingeleitet ſind oder eingeleitet werden, bevor das Grundbuch für den 
Bezirk als angelegt anzuſehen iſt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. ö 

Gegeben Bergen, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 4. Auguſt 1904. 


(L. S.) Wilhelm. 


Zugleich für den Juſtizminiſter 
Gr. v. Bülow. Gr. v. Poſadowsky. Studt. Frhr. v. Rheinbaben. 
v. Podbielski. Möller. v. Budde. v. Einem. 


; 


ln 


(Nr. 10539.) Geſetz betreffend Maßnahmen zur Verhütung von Hochwaſſergefahren in der 
Provinz Brandenburg und im Havelgebiete der Provinz Sachſen. Vom 
4. Auguſt 1904. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen xx. 


verordnen mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie für 
die Provinzen Brandenburg und Sachſen, was folgt: 


N 
Die Lauſitzer Neiße, der Bober und die Spree, ſoweit ſie zur Provinz 
Brandenburg gehören und nicht ſchiffbar find, mit denjenigen Zuflüſſen, die in 
dem Plane für den erſtmaligen Ausbau ($ 3) Berückſichtigung finden, ferner die 
untere Havel mit Ausſchluß des ſchiffbaren Flußlaufs ſind zur Verhütung von 
Hochwaſſergefahren nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes auszubauen und zu 
unterhalten. 


Abſchnitt J. 
Ausbau. 


§ 2. 

Unter Ausbau ſind vorzugsweiſe zu verſtehen Maßnahmen zur ordnungs⸗ 
mäßigen Herſtellung des Bettes und der Afer des Waſſerlaufs, ſoweit ſie zur 
regelmäßigen Hochwaſſerabführung ſowie zur Verhinderung der Geſchiebebildung 
erforderlich find, ferner zur notwendigen Freilegung des für den regelmäßigen 
Hochwaſſerabfluß weſentlichen Gebiets (des Hochwaſſerabflußgebiets) und die Her⸗ 
ftellung von Umflutkanälen und von Flutwegen neben dem Flußlaufe mit den 
zur Regelung des Waſſerabfluſſes dienlichen Anlagen. 


N. 

Der erſtmalige Ausbau erfolgt durch denjenigen Provinzialverband, dem 
die künftige Unterhaltung der Waſſerläufe obliegt ($$ 14, 15), nach einem 
zwiſchen ihm und dem Staate für jeden Flußlauf zu vereinbarenden Plane. In 
dem Plane iſt auch über den Beginn, das Fortſchreiten und die Beendigung des 
Ausbaues Beſtimmung zu treffen. Die Bauausführung übernimmt der Staat 
für Rechnung des Provinzialverbandes. 

Zu einem weiteren Ausbau iſt der Provinzialverband befugt, aber nicht 
verpflichtet. 

Auf die Ausführung eines weiteren Ausbaues der unteren Havel finden 
die Beſtimmungen des $ 23 entſprechende Anwendung. 


94. | 
Die Sonderpläne für den erſtmaligen Ausbau find von dem Oberpräſidenten 
im Einvernehmen mit dem Provinzialverband aufzuſtellen. Bei Meinungs— 
verſchiedenheiten entſcheiden die zuſtändigen Miniſter. 
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Für den weiteren Ausbau find die Sonderpläne von dem Provinzial 
verband aufzuſtellen und vor ihrer Ausführung dem Oberpräſidenten zur Ge⸗ 
nehmigung vorzulegen. 

§ 5. 


Der Oberpräſident hat die Sonderpläne (§ 4) durch die Kreisblätter 
derjenigen Kreiſe ſowie in ortsüblicher Weiſe in denjenigen Gemeinden und Guts⸗ 
bezirken öffentlich bekannt zu machen, in deren Bezirk der Ausbau geplant iſt 
oder eine Anderung des gewöhnlichen Waſſerſtandes oder Waſſerablaufs zur Folge 
hat. Darüber, ob die letztere Vorausſetzung zutrifft, entſcheidet auf Grund der 
Sonderpläne der Oberpräſident. 

§ 6. 

Die Bekanntmachung muß unter Hinweis auf den Ort, wo von den Er⸗ 
läuterungen und Zeichnungen Einſicht genommen werden kann, den Zeitpunkt 
bezeichnen, bis zu welchen Einwendungen gegen den Plan bei der in der Be⸗ 
kanntmachung zu bezeichnenden Behörde angebracht werden können. Für die Ein⸗ 
wendungen ſoll mindeſtens eine Friſt von ſechs Wochen nach der Veröffentlichung 
im Kreisblatte freigelaſſen werden. 

§ 7. 

Die Einwendungen ſind mit den Beteiligten zu erörtern. Das Ergebnis 

der Erörterung iſt von der damit betrauten Behörde zu begutachten. 


§8. 
Die Entſcheidung über die Einwendungen und die Feſtſtellung des Planes 
erfolgt durch die zuſtändigen Miniſter. 
Die erfolgte Feſtſtellung des Planes iſt unter Bezeichnung des Ortes, wo 
von ihm Einficht genommen werden kann, gemäß $ 5 öffentlich bekannt zu machen. 


§ 9. 

Bei der Ausführung ſind unweſentliche Abweichungen von dem feſtgeſtellten 
Plane zuläſſig. Bei einem weiteren Ausbaue bedürfen ſie jedoch der Genehmigung 
des zuſtändigen Oberpräſidenten. 

Bei weſentlichen Abweichungen finden die §§ 4 bis 8 Anwendung. 


alle 
Auf den Ausbau finden die $$ 3 bis 11, 13 und 14 des Geſetzes, be 
treffend die Befugniſſe der Strombauverwaltung gegenüber den Uferbejigern an 


5 a N 20. Auguſt 1883 (Geſetz-Samml. S. 333) . Muß, 
öffentlichen Flüſſen, vom 31. Mai 1884 (Geſeß⸗Samml. S. 308) mit folgenden Maß⸗ 


gaben entſprechende Anwendung: 
1. die der Strombauverwaltung beigelegten Befugniſſe ſtehen dem Pro— 
vinzialverbande zu; i 
2. die Befugniſſe des Provinzialverbandes greifen gegenüber den Eigen 
tümern und Nutzungsberechtigten ſämtlicher im Uberſchwemmungs— 
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gebiete ſowie an Umflutkanälen und Flutwegen belegenen Grundſtücke, 
ſoweit ſie nicht bebaut ſind, Platz, 

3. die Beſtimmungen der §§ 3 und 4 über Einräumung von Grund 
und Boden gelten auch für die Förderung und Ablagerung von 
Aushub; 

4. die ebendaſelbſt gegebenen Beſtimmungen über die Entnahme von Erde 
greifen auch bei der Entnahme von anderen Baumaterialien Platz; 

5. die Beſtimmungen des § 10 über die Bepflanzung von Ufergrund⸗ 
ſtücken gelten auch für die Beraſung; 

6. zur Ausübung der Befugniſſe des Provinzialverbandes find beim erft- 
maligen Ausbaue die mit der Bauausführung betrauten ſtaatlichen 
Baubeamten, bei einem weiteren Ausbaue die vom Landesdirektor zu 
beſtimmenden höheren techniſchen Beamten an Stelle der ſtaatlichen 
Lokalbaubeamten zuſtändig. Gegen ihre Anordnung findet, unbeſchadet 
der im § 4 vorgeſehenen Anrufung des Landrats, binnen zwei Wochen 

die Beſchwerde an den Oberpräſidenten ſtatt; 

7. die Beſtimmungen des H 5 über die Ausübung des Jagdrechts finden 
auf die Ausübung des Fiſchereirechts ſinngemäße Anwendung, 

8. an Stelle des Kreisausſchuſſes tritt in den Fällen der §§ 6 und 9 
der Bezirksausſchuß. 


Soweit ſich die der Strombauverwaltung nach dem im Abſ. I bezeichneten 
Geſetz und die dem Provinzialverbande nach Abſ. 1 zuſtehenden Befugniſſe auf 
dieſelben Flächen erſtrecken, erfolgt die Abgrenzung der beiderſeitigen Befugniſſe 
durch die zuſtändigen Miniſter. 


gan 


Im übrigen finden auf die im Intereſſe des Ausbaues erfolgende Ent- 
ziehung und Beſchränkung des Grundeigentums oder der Rechte am Grund— 
eigentume die ſonſt für die Enteignung geltenden Beſtimmungen Anwendung. 


8.12. 

Auf Grund von Privatrechten kann weder der Ausführung des Planes 
widerſprochen, noch die Beſeitigung ausgeführter Anlagen, ſondern nur die Her⸗ 
ſtellung von Einrichtungen, welche die benachteiligende Wirkung ausſchließen, ge— 
fordert werden. Auf ihre Herſtellung finden die §§ 10 und 11 Anwendung. 

Wo ſolche Einrichtungen mit den ausgeführten Anlagen unvereinbar oder 
wirtſchaftlich nicht gerechtfertigt find, iſt Schadenerſatz zu gewähren. Uber 
Streitigkeiten beſchließt der Bezirksausſchuß. Gegen den Beſchluß fteht, ſoweit es 
fi) um die Höhe der Entſchädigung handelt, binnen 90 Tagen nach der Zu- 
ſtellung den Beteiligten die Beſchreitung des Rechtswegs zu. Falls gegen den 
ſonſtigen Inhalt des Beſchluſſes Beſchwerde eingelegt iſt, läuft die Friſt erſt vom 
Tage der Zuſtellung der auf die Beſchwerde ergehenden Verfügung. 
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§ 13. 

Anſpruch auf Schadenerſatz wegen Veränderung der Vorflut, wegen Er⸗ 
ſchwerung der Unterhaltungslaſt auf anderen Flußſtrecken und wegen vorüber⸗ 
gehender Beeinträchtigung von Waſſernutzungsrechten kann nur dann erhoben 
werden, wenn der Ausbau eine weſentliche Anderung des gewöhnlichen Waſſer— 
ſtandes oder Waſſerablaufs herbeigeführt hat. 


Abſchnitt II. 
Anterhaltung. 


§ 14. 

Die Pflicht zur Unterhaltung der im § 1 bezeichneten Waſſerläufe geht in 
ihrem ganzen Umfang auf den Provinzialverband über und zwar: 

1. bezüglich der einzelnen nicht auszubauenden Flußſtrecken mit dem plan⸗ 

mäßigen Beginne des Ausbaues (§ 3 Abſ. J), 

2. bezüglich der einzelnen ausgebauten Strecken ſowie der übrigen plan- 

mäßigen Anlagen nach ihrer dauerhaften Fertigſtellung. 

Den Tag des Überganges beſtimmt der Oberpräſident nach Anhörung des 
Provinzialausſchuſſes. Gegen die Entſcheidung des Oberpräſidenten ſteht dem 
Provinzialausſchuß innerhalb ſechs Wochen die Beſchwerde an die zuſtändigen 
Miniſter zu. 

Während der Bauzeit erfolgt die Unterhaltung der planmäßigen Arbeiten 
aus dem Baufonds (§ 30). 

§ 15. 

Die Unterhaltungspflicht hinſichtlich der unteren Havel liegt den Provinzial 
behörden von Brandenburg und Sachſen gemeinſchaftlich nach Verhältnis des 
dem Beteiligungsgebiete jeder Provinz aus der Unterhaltung erwachſenden 
Vorteils ob. 

Das Vorteilsverhältnis wird für die Provinz Brandenburg auf fünfund⸗ 
achtzig, für die Provinz Sachſen auf fünfzehn vom Hundert feſtgeſetzt. Es kann 
jederzeit durch eine der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter unterliegende Ver⸗ 
einbarung der Provinzialverbände abgeändert werden. 

Auch iſt jeder Provinzialverband berechtigt, nach Ablauf von zehn Jahren 
ſeit dem Tage, an dem die Unterhaltungspflicht hinſichtlich der letzten ausgebauten 
Strecke oder ſonſtigen planmäßigen Anlage auf die Provinzialverbände über⸗ 
gegangen ift (§ 14 Abſ. 1 Nr. 2), eine Abänderung des jeweilig geltenden Vor⸗ 
teilsverhältniſſes zu beantragen. Die Entſcheidung erfolgt durch die zuſtändigen 
Miniſter. Der Antrag kann nach Ablauf von je zehn Jahren nach der jedes⸗ 
maligen Entſcheidung wiederholt werden. Der Ablauf der erſtmaligen und jeder 
folgenden Wartefriſt wird durch die Vereinbarung eines anderweiten Vorteils 
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verhältniſſes (Abſ. 2) unterbrochen und beginnt mit dem Tage der Genehmigung 
der Vereinbarung durch die zuſtändigen Miniſter von neuem. 

Die Koſten eines zur Vorbereitung der Entſcheidung von den zuſtändigen 
Miniſtern angeordneten Ermittelungsverfahrens werden von den Provinzialver⸗ 
bänden nach dem durch die Entſcheidung feſtgeſtellten Vorteilsverhältnis aufgebracht. 


$ 16. 

Die Anterhaltungspflicht ($ 14) umfaßt die ordnungsmäßige Inſtand⸗ 
haltung des beim Ausbaue hergeſtellten Zuſtandes und, ſoweit es zur Sicherung, 
Erhaltung und Wiederherſtellung der Vorflut erforderlich iſt, die Inſtandhaltung 
des Waſſerlaufs und ſeiner Ufer. 

Sie kann durch Obſervanz, Verjährung oder privatrechtliche Verfügung 
weder aufgehoben noch geändert werden. 


§ 17. 

Soweit bei dem Ausbau an bereits vorhandenen Anlagen (Deichen, 
Schleuſen, Wehren, Brücken und dergleichen) Anderungen, Um- oder Erweiterungs⸗ 
bauten ausgeführt werden, verbleibt die Unterhaltung dieſer Anlagen den bisher 
dazu Verpflichteten. Doch iſt der Provinzialverband gehalten, für eine etwaige 
Vermehrung der Unterhaltungslaft Entſchädigung zu gewähren, die nach feinem 
Ermeſſen in einer einmaligen Kapitalsabfindung oder in einer Jahresrente be- 
ſtehen kann. Bei Bemeſſung dieſer Entſchädigung iſt der durch eine beſſere Her⸗ 


ſtellung der Anlagen erwachſene Vorteil anzurechnen. 


§ 18. 
Für eine vorübergehende Beeinträchtigung von Waſſernutzungsrechten durch 
Arbeiten, welche in Erfüllung der Unterhaltungspflicht mit tunlichſter Schonung 
fremder Rechte ausgeführt ſind, kann Entſchädigung nicht gefordert werden. 


8 

Die Anlieger haben ſich einer Benutzung des Ufers, welche die Unter 
haltungslaſt der Provinz zu erſchweren geeignet iſt, zu enthalten. 

Anlagen am Ufer eines Waſſerlaufs, durch welche deſſen Unterhaltung 
erſchwert wird, dürfen nur gegen Entſchädigung des Provinzialverbandes an⸗ 
gebracht werden und unterliegen, ſoweit ſie nach den beſtehenden Geſetzen noch 
nicht genehmigungspflichtig ſind, der Genehmigung der Waſſerpolizeibehörde (§ 27). 


§ 20. 
Über Streitigkeiten in den Fällen der SS 17, 18 und 19 beſchließt der 
Bezirksausſchuß. Gegen den Beſchluß ſteht, ſoweit es ſich um die Höhe der 
Entſchädigung handelt, binnen 90 Tagen nach der Zuſtellung den Beteiligten die 
Beſchreitung des Rechtswegs zu. Falls gegen den ſonſtigen A des Be⸗ 


== 7202 — 


ſchluſſes Beſchwerde eingelegt ift, läuft die Friſt erſt vom Tage der Zuſtellung 
der auf die Beſchwerde ergehenden Verfügung. 


9 21. 


Für die in Erfüllung der Unterhaltungspflicht unternommenen Arbeiten 
finden die Beſtimmungen der $$ 10 und 11 entſprechende Anwendung. 


9 22. 


Wenn durch Eisgang, Überſchwemmung, Einſturz von Baulichkeiten oder 
ſonſtige außergewöhnliche Ereigniſſe Waſſergefahr entſteht, zu deren Beſeitigung 
augenblickliche Vorkehrungen erforderlich ſind, ſo ſind, ſofern es ohne erhebliche 
eigene Nachteile geſchehen kann, alle benachbarten Gemeinden und Gutsbezirke, 
auch wenn ſie nicht bedroht find, verpflichtet, auf Anordnung der Ortspolizei⸗ 
behörde oder der Waſſerpolizeibehörden ($ 27) die erforderliche Hilfe durch Hand— 
und Spanndienſte ſowie durch Lieferung von Materialien und Geſpannen zu 
leiſten. Dabei find die Anordnungen der techniſchen Aufſichtsbeamten des Pro— 
vinzialverbandes zu befolgen. 

Den nicht bedrohten Gemeinden und Gutsbezirken iſt für die Lieferung 
von Materialien und Geſpannen, auf Anſuchen auch für die Leiſtung von Hand⸗ 
und Spanndienſten, nach billigem Ermeſſen Vergütung ſeitens des Unterhaltungs- 
pflichtigen zu gewähren. Im Streitfalle beſchließt der Bezirksausſchuß, ob und 
gegebenenfalls in welcher Höhe Entſchädigung zu leiſten iſt. Gegen den Beſchluß 
ſteht hinſichtlich der Höhe der Entſchädigung für die Lieferung von Materialien 
und Geſpannen binnen 90 Tagen nach der Zuſtellung den Beteiligten die Be⸗ 
ſchreitung des Rechtswegs zu. 


§ 23. 


Die Unterhaltungsarbeiten an der unteren Havel werden durch den Wro- 
vinzialverband von Brandenburg für gemeinſchaftliche Rechnung der beiden unter— 
haltungspflichtigen Provinzen ausgeführt. Bei allen nach Abſchnitt IT den Pro⸗ 
vinzialverbänden hinſichtlich der unteren Havel zuſtehenden Befugniſſen und ob— 
liegenden Verpflichtungen gilt Dritten gegenüber der Propinzialverband von 
Brandenburg als geſetzlicher Vertreter des Provinzialverbandes von Sachſen. 

Die Höhe der von dem letzteren dem erſteren nach dem Vorteilsverhältniſſe 
($ 15) anteilig zu erſtattenden Koſten der Unterhaltung wird im Streitfall unter 
Ausſchluß des Rechtswegs von den zuſtändigen Miniſtern feſtgeſetzt. 

Im übrigen regelt ſich das Zuſammenwirken beider Provinzialverbände 
bei der Unterhaltung nach einer zwiſchen ihnen zu vereinbarenden Ordnung, die 
der Genehmigung der zuſtändigen Miniſter bedarf. Falls eine Vereinbarung 
nicht zuſtande kommt, werden die erforderlichen Beſtimmungen nach Anhörung 
der Provinzialausſchüſſe von den zuſtändigen Miniſtern erlaſſen. 
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Abſchnitt III. 
Aufſicht. 
§ 24. 

Der weitere Ausbau und die Unterhaltung find der Aufſicht des Staates 
unterworfen. Die allgemeine Aufſicht führt der Oberpräſident, dem auch die 
obere Leitung des erſtmaligen Ausbaues zuſteht. Er iſt befugt, die Regierungs⸗ 
präſidenten mit Anweiſung zu verſehen. 


N 2 

Der Oberpräſident iſt befugt, ſich jederzeit in der ihm geeignet erſcheinenden 
Weiſe von dem Stande und Fortgange des Ausbaues ſowie von dem Unter— 
haltungszuſtande Kenntnis zu verſchaffen, auch nach Anhörung des Provinzial— 
ausſchuſſes Anordnungen über regelmäßige Schauung der Waſſerläufe und über 
die Abgrenzung des Hochwaſſerabflußgebiets (§ 2) zu treffen. 

Soweit nach allgemeinen Vorſchriften zum Zwecke der Verhütung von 
Hochwaſſergefahren Polizeiverordnungen für die Waſſerläufe, deren Hochwaſſer— 
abflußgebiet und für die Ufergrundſtücke erlaſſen werden können, find zu deren 
Erlaß für das Gebiet der unteren Havel auch die zuſtändigen Miniſter befugt. 


§ 26. 

Der Provinzialverband hat einen einheitlichen Unterhaltungsplan aufzu⸗ 
ſtellen, welcher der Feſtſtellung durch den Oberpräſidenten bedarf. 

Falls ſich die Provinzialverbände von Brandenburg und Sachſen über 
einen einheitlichen Unterhaltungsplan hinſichtlich der unteren Havel nicht einigen, 
erfolgt die Feſtſetzung durch die zuſtändigen Miniſter. 

§ 27. 

Waſſerpolizeibehörde iſt bei den den Vorſchriften dieſes Geſetzes unter— 
liegenden Waſſerläufen der Landrat, in Stadtkreiſen die Ortspolizeibehörde. 

Der Landrat iſt als Waſſerpolizeibehörde nach Maßgabe des $ 142 des 
Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Geſetz— 
Samml. S. 195) befugt, auch für einzelne Ortspolizeibezirke des Kreiſes und 
deren Teile Polizeiverordnungen zu erlaſſen. 

Die Befugniſſe der Landespolizeibehörde werden durch dieſe Beſtimmungen 
nicht berührt. 

28. 

Gegen Verfügungen des Oberpräſidenten findet innerhalb zwei Wochen, 
ſofern nicht in dieſem Geſetz eine längere Friſt vorgeſchrieben ift, die Beſchwerde 
an die zuſtändigen Miniſter ſtatt. 5 

Die Handhabung der für die Regelung des Waſſerabfluſſes der Havel 
und der Spree weſentlichen Wehre, die bei dem Ausbaue neu hergeſtellt oder 
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verändert werden, erfolgt, unbeſchadet etwaiger beſtehender Privatrechte dritter 
Perſonen, durch den Staat. 

Der Oberpräſident hat dieſe Wehre zu bezeichnen ſowie Vorſchriften, nach 
denen bei der Handhabung von den damit betrauten Behörden zu verfahren iſt, 
zu erlaſſen und für ihre Ausführung zu ſorgen. 


Abſchnitt IV. 
Koſten. 
§ 30. 
Die Aufbringung der Koſten des erſtmaligen Ausbaues ($ 3 Abſ. J) regelt 


ſich nach einem über die Verbeſſerung der Vorflut in der unteren Oder, der 
Havel, Spree, Lauſitzer Neiße und dem Bober ergehenden beſonderen Geſetze. 
§ 31. 

Bei der Aufbringung und Unterverteilung der dem Provinzialverbande 
durch die Unterhaltung (§§ 14 bis 23) erwachſenden Ausgaben finden die geſetz— 
lichen Vorſchriften über die Mehr- oder Minderbelaſtung einzelner Kreiſe und 
Kreisteile ſowie die $$ 9 und 20 des Kommunalabgabengeſetzes vom 14. Juli 1893 
(Geſetz-Samml. S. 152) Anwendung. In den Kreiſen erfolgt die Unterverteilung 
ferner nach den für die Abgaben für Verkehrsanlagen maßgebenden Vorſchriften. 

In der Regel ſollen die geſamten örtlichen Koſten der Unterhaltung ein⸗ 
ſchließlich derjenigen, die für Flußaufſeher und ſonſtige bei der Unterhaltung des 
einzelnen Waſſerlaufs ſtändig an Ort und Stelle verwendete niedere Techniker 
entſtehen, durch Mehrbelaſtung der beteiligten Kreiſe aufgebracht werden. 

Die Beſtätigung der Beſchlüſſe des Provinziallandtags und des Kreis— 
tags über eine Mehr- oder Minderbelaſtung kann auf eine von vornherein zu 
beſtimmende Friſt von einem oder mehreren Jahren beſchränkt werden. 


§ 32. 

Für jedes der beiden Beteiligungsgebiete der Provinzen Brandenburg und 
Sachſen an der unteren Havel und für jeden der anderen im $ 1 bezeichneten 
Waſſerläufe hat der Provinzialverband einen Sicherheitsfonds zur Beſtreitung 
außergewöhnlicher Koſten der Unterhaltung zu bilden. Für die Aufbringung und 
Unterverteilung der hierzu erforderlichen Mittel gelten die Beſtimmungen des $ 31 
über die örtlichen Koſten der Unterhaltung. Eine Mehrbelaſtung einzelner Kreiſe 
iſt jedoch nur inſoweit zuläſſig, als der Sicherheitsfonds nicht zehn vom Hundert 
der für den erſtmaligen Ausbau des Waſſerlaufs (§ 1) aufgewendeten Summe 
überſteigt. Der dieſer Berechnung zugrunde zu legende Anteil jeder der beiden 
Provinzen Brandenburg und Sachſen an den Koſten des erſtmaligen Ausbaues 
der unteren Havel wird nach dem im $ 15 beſtimmten Verhältnis ermittelt. 

Der Sicherheitsfonds iſt mündelſicher anzulegen. 

Uber die Verwendung der Sicherheitsfonds gemäß Abſ. 1 beſchließt der 
Provinzialausſchuß. Der Beſchluß bedarf der Genehmigung des Oberpräſidenten. 
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Abſchnitt V. 
Schluß beſtimmungen. 
§ 33. 
Soweit der Fortfall der bisherigen Unterhaltungspflicht nicht bereits bei 
einer Mehrbelaſtung gemäß $ 31 berückſichtigt wird, kann der Provinzialverband 
nach billigem Ermeſſen und in Gemäßheit der bisherigen Verpflichtungen Ent— 
ſchädigung fordern: 
1. von den zur dauernden Unterhaltung eines Fluſſes oder Flußteils auf 
Grund beſonderer öffentlich-rechtlicher Titel Verpflichteten, 

2. von denjenigen Anliegern und ſonſtigen Grundbeſitzern, welchen be— 
ſondere öffentlich-rechtliche Verpflichtungen zur Unterhaltung und Frei⸗ 
legung der Ufer oder zur Freilegung des Hochwaſſerabflußgebiets ($ 2) 
vor dem Inkrafttreten dieſes Geſetzes oblagen. 

Ausgenommen hiervon find die auf Grund des Geſetzes vom 1. April 1879 
(Geſetz-Samml. S. 297) gebildeten öffentlichen Waſſergenoſſenſchaften. 

Die nach Abſ. 1 zu leiſtende Entſchädigung iſt in einer halbjährlich im 
voraus zu zahlenden Geldrente zu entrichten, welche von dem dazu Verpflichteten 
zum fünfundzwanzigfachen Betrage bar abgelöſt werden kann. 

Das Ablöſungskapital iſt von dem Provinzialverbande mündelſicher anzu— 
legen und geſondert für jedes der beiden Beteiligungsgebiete der Provinzen 
Brandenburg und Sachſen an der unteren Havel ſowie für jeden der anderen 
im $ 1 bezeichneten Waſſerläufe zu verwalten. 

Ergeben die in Rente gezahlte Entſchädigung oder die Zinſen des Ab- 
löſungskapitals einen ÜUberſchuß über die Koſten der laufenden Unterhaltung, fo 
iſt er dem Sicherheitsfonds (§ 32) zuzuführen. 

Streitigkeiten werden im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden; zuſtändig 
iſt der Bezirksausſchuß. 

§ 34. 

Die Auseinanderſetzungsbehörde iſt, vorbehaltlich der Beſtimmungen des 
§ 9, an die feſtgeſtellten Pläne gebunden. i 

Die obere Leitung des erſtmaligen Ausbaues ſowie die allgemeine Aufficht 
über den weiteren Ausbau und über die Unterhaltung nach Maßgabe dieſes Ge- 
ſetzes (§ 24) ſtehen auch während der Dauer eines Auseinderſetzungsverfahrens 
dem Oberpräſidenten zu. Er iſt befugt, die Auseinanderſetzungsbehörde mit An⸗ 
weiſung zu verſehen. i 3 

Im übrigen bleibt die Zuſtändigkeit der Auseinanderſetzungsbehörde unberührt. 


8 35 
Über Eiſenbahnbauten im Quell- und Hochwaſſerabflußgebiete ſind die 
Waſſerpolizeibehörde und der Oberpräſident vor der Planfeſtſtellung zu hören. 
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§ 36. 
Der Oberpräſident der Provinz Brandenburg iſt für die nach den Be 


ſtimmungen dieſes Geſetzes dem Oberpräſidenten überwieſenen Befugniſſe, be 


treffend den Ausbau und die Unterhaltung der unteren Havel, auch innerhalb 
der Provinz Sachſen mit Ausnahme des Falles des § 32 Abſ. 3 zuſtändig. 


9 37 
Der Provinzialverband iſt berechtigt, in den durch dieſes Geſetz berührten 
Angelegenheiten die Mitwirkung der Staats- und Gemeindebehörden in Anſpruch 
zu nehmen und insbeſondere von den Grundbüchern und den Grund- und Ge— 
bäudeſteuerkataſtern Einſicht zu nehmen ſowie über die Einſchätzungen zur Ex: 
gänzungs- und zur Gewerbeſteuer Auskunft zu erfordern. 


§ 38. 
Sämtliche dem Zwecke des Ausbaues ($$ 2 bis 13) dienenden Verhand⸗ 
lungen und Geſchäfte, einſchließlich der gerichtlichen Geſchäfte der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, ſind gebühren- und ſtempelfrei. 


$ 39. 


Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes, mit Ausſchluß der nur auf den erſt⸗ 
maligen Ausbau und der nur auf den Ausbau und die Unterhaltung der unteren 
Havel bezüglichen, können durch Königliche Verordnung auf Antrag oder mit 
Zuſtimmung des Provinziallandtags auf andere Waſſerläufe in der Provinz 
Brandenburg ausgedehnt werden. Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes über den 
weiteren Ausbau gelten alsdann für den Ausbau überhaupt. 


$ 40. 
Dieſes Geſetz tritt zugleich mit dem im § 30 bezeichneten Geſetz in Kraft, 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bergen, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 4. Auguſt 1904. 
(L. S.) Wilhelm. 
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